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Landeshauptstadt Magdeburg 
Änderungsantrag 
 

 
Zum Verhandlungsgegenstand 

 
Datum 

DS0140/14/2  öffentlich DS0140/14 21.01.2015 
 
Absender  
 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
 
Gremium 
 

Sitzungstermin 

Stadtrat 22.01.2015 
 
Kurztitel  
 
Neufassung der Satzung des Seniorenbeirates der Landeshauptstadt Magdeburg 
 
 
Der Stadtrat beschließt nachfolgende Änderungen (im Fettdruck) in Anlage 2: 
 
 
1. In § 2 Absatz 2, Satz 1. wird „im Benehmen mit der Oberbürgermeisterin bzw. dem  
Oberbürgermeister“  gestrichen, so dass dieser 1. Satz neu lautet: 
 

1. Der Seniorenbeirat kann Stellungnahmen und Empfehlungen zu Vorhaben mit 
Relevanz für ältere Menschen (im Zusammenhang mit der Behandlung im Stadtrat 
und seinen Ausschüssen) an die Ausschüsse abgeben. 

 
 
 
2. In § 2 Absatz 2, Satz 2. wird „auf Aufforderung durch Beschluss des Stadtrates od er 
des  Ausschusses“  gestrichen, so dass der 2. Satz neu lautet: 
 

2. Rederecht der Vorsitzenden bzw. des Vorsitzenden, ggf. der Stellvertreter bzw. 
Stellvertreterinnen in der jeweiligen Stadtrats- und Ausschusssitzung in den 
Angelegenheiten des Aufgabenbereiches des Seniorenbeirates.  

 
 
 
3. In § 8 Absatz 1 wird „im Einvernehmen mit der Oberbürgermeisterin bzw. d em 
Oberbürgermeister“ gestrichen, so dass Absatz 1 neu lautet: 
 
     (1)  Der Seniorenbeirat wird von der Vorsitzenden bzw. dem Vorsitzenden einberufen. 
 
 
Um getrennte Abstimmung der einzelnen Punkte wird gebeten. 
 
 
Begründung zu 1.: 
Der Seniorenbeirat sollte Stellungnahmen und Empfehlungen zu Vorhaben der Stadt mit 
Relevanz für ältere Menschen auch ohne Abstimmung mit der/dem Oberbürgermeister/in 
gegenüber den Ausschüssen bzw. dem Stadtrat abgeben können. 
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Begründung zu 2.:  
Der Seniorenbeirat sollte ein uneingeschränktes, unabhängig vom Wohlwollen der 
Ausschuss- und Stadtratsmitglieder eingeräumtes Rederecht in Angelegenheiten seines 
Aufgabenbereiches haben.   
 
Begründung zu 3.:  
Der/die Vorsitzende des Seniorenbeirates sollte die Beiratssitzungen unabhängig und auch 
ohne Einvernehmen mit dem OB einberufen können.  
 
 
 
 
 
Olaf Meister       Alfred Westphal 
Fraktionsvorsitzender      Sozialpolitischer Sprecher 
 
 


